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Zur Souveränität der BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 2007 
 
Die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND ist über 60 Jahre nach Ende des II. Weltkireges und spätestens 
seit dem Abschluss des 2+4-Vertrages ein international anerkannter, vermeintlich souveräner 
Staat. − Dazu aus dem geltenden „Überleitungsvertrag“ (in geänderter Fassung), BGBl. II 1990, 
S. 1386 einige Zitate: 

Bekanntmachung der Vereinbarung vom 27./28. September 1990 zu dem Vertrag über die Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Drei Mächten (in der geänderten Fassung) sowie zu 
dem Vertrag zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstander Fragen (in der geänderten Fassung): 

(2) Vorbehaltlich der Ziffer 3 wird der Vertrag vom 26. Mai 1952 zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen (in der gemäß Liste IV zu dem am 23. Oktober 1954 in Paris unterzeichneten 
Protokoll über die Beendigung des Besatzungsregimes in der BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND geänderten 
Fassung („Überleitungsvertrag“) gleichzeitig mit dem Deutschlandvertrag1) suspendiert und tritt 
gleichzeitig mit diesem außer Kraft; das gilt auch für die Briefe und die Briefwechsel zum Deutsch-
landvertrag und zum Überleitungsvertrag. 

(3) Folgende Bestimmungen des Überleitungsvertrages bleiben jedoch in Kraft:  

Erster Teil: Artikel 1 Absatz1 Satz 1 bis „… Rechtsvorschriften aufzuheben oder zu ändern“ sowie 
die Absätze 3, 4 und 5, Artikel 2 Absatz1, Artikel 3 Absätze 2 und 3, Artikel 5 Absätze 1 und 2, 
Artikel 7 Absatz 1, Artikel 8. 

Dritter Teil: Artikel 3 Absatz 5 Buchstabe (a) des Anhangs. 

Zur Frage der Souveränität der BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND besonders relevant sind der Artikel 2 
Absatz 1 sowie der Artikel 7 Absatz 1 im Ersten Teil. Der Artikel 2 Absatz 1 lautet:   

Alle Rechte und Verpflichtungen, die durch gesetzgeberische, gerichtliche oder Verwaltungsmaß-
nahmen der Besatzungsbehörden oder auf Grund solcher Maßnahmen begründet oder festgestellt 
worden sind, sind und bleiben in jeder Hinsicht nach deutschem Recht in Kraft, ohne Rücksicht 
darauf, ob sie in Übereinstimmung mit anderen Rechtvorschriften begründet oder festgestellt 
worden sind. Diese Rechte und Verpflichtungen unterliegen ohne Diskriminierung denselben 
künftigen gesetzgeberischen, gerichtlichen und Verwaltungsmaßnahmen wie gleichartige nach 
innerstaatlichem deutschen Recht begründete oder festgestellte Rechte und Verpflichtungen. 

Die Fortgeltung dieses Artikel 2 Absatz 1 des Überleitungsvertrages wurde vom Bundesminis-
terium der Justiz 2004 mit Schreiben vom 29. März 2004 unter dem Geschäftszeichen E 4-9161 II 
E2 335/2004 bestätigt.  

Artikel 7 Absatz 1 lautet: 

Alle Urteile und Entscheidungen in Strafsachen, die von einem Gericht oder einer gerichtlichen 
Behörde der Drei Mächte oder einer derselben bisher in Deutschland gefällt worden sind oder 
später gefällt werden, bleiben in jeder Hinsicht nach deutschem Recht rechtskräftig oder 
rechtswirksam und sind von den deutschen Gerichten und Behörden demgemäß zu behandeln. 

 
Am 30.11.2007 trat das Gesetz zur Bereinigung des Besatzungsrechts (BRBG), Artikel 4 G. vom 
23.11.2007 BgBl.1 S. 2614, in kraft. Es lautet: 

§ 1 Aufhebung von Besatzungsrecht 

(1) Die von Besatzungsbehörden erlassenen Rechtsvorschriften (Besatzungsrecht), insbesondere solche 
nach Artikel 1 Abs. 3 des Ersten Teils des Vertrags zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener 
Fragen in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. März 1955 (BGBl. 1955 II S. 301, 405) (Überleitung-
svertrag), werden aufgehoben, soweit sie nicht in Bundes- oder Landes-recht überführt worden sind und 
zum Zeitpunkt ihres Inkrafttretens Regelungsgebiete betrafen, die den Artikeln 73, 74 und 75 des 
Grundgesetzes zuzuordnen waren.

                                                           
1 ) Der Deutschlandvertrag wurde am 25.05.1952 zwischen der BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND und den westlichen Siegermächten 
(Frank-reich, Großbritannien, U.S.A.) geschlossen, trat aber erst 1955 in abgeänderter Version in Kraft. Er sollte das Besatzungsstatut 
in der BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND beenden und dieser die Rechte eines souveränen Staates geben.    

http://www.buzer.de/gesetz/5041/a69887.htm
http://www.buzer.de/gesetz/5041/a69888.htm
http://www.buzer.de/gesetz/5041/a69890.htm
http://www.buzer.de/gesetz/5041/index.htm
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(2) Von der Aufhebung ausgenommen ist das Kontrollratsgesetz Nr. 35 über Ausgleichs- und Schieds-
verfahren in Arbeitsstreitigkeiten vom 20. August 1946 (Amtsblatt des Kontrollrats S. 174), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 9. Februar 1950 (Amtsblatt der Alliierten Hohen Kommission für 
Deutschland S. 103). 

§ 2 Aufhebung bundesrechtlicher Vorschriften über die Bereinigung von Besatzungsrecht 

Es werden aufgehoben: 

1. das Erste Gesetz zur Aufhebung des Besatzungsrechts vom 30. Mai 1956 (BGBl. I S. 437; BGBl. III 
104-1), 

2. das Zweite Gesetz zur Aufhebung des Besatzungsrechts vom 30. Mai 1956 (BGBl. I S. 446; BGBl. III 
104-2), 

3. das Dritte Gesetz zur Aufhebung des Besatzungsrechts vom 23. Juli 1958 (BGBl. I S. 540; BGBl. III 
104-3) und 

4. das Vierte Gesetz zur Aufhebung des Besatzungsrechts vom 19. Dezember 1960 (BGBl. I S. 1015; 
BGBl. III 104-4). 

§ 3 Folgen der Aufhebung 

Rechte und Pflichten, die durch gesetzgeberische, gerichtliche oder Verwaltungsmaßnahmen der Besat-
zungsbehörden oder auf Grund solcher Maßnahmen begründet oder festgestellt worden sind, bleiben von 
der Aufhebung unberührt und bestehen nach Artikel 2 Abs. 1 Satz 1 des Ersten Teils des Überleitungs-
vertrages fort. Durch die Aufhebung werden weder frühere Rechtszustände wiederhergestellt noch 
Wiederaufnahme-, Rücknahme- oder Widerrufstatbestände begründet. Tatbestandliche Voraussetzungen 
von Besatzungsrecht, die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht erfüllt worden sind, können nicht 
mehr erfüllt werden. Aufgehobene Rechtsvorschriften bleiben auch für die Zukunft auf Tatbestände und 
Rechtsverhältnisse anwendbar, die während der Geltung der Rechtsvorschriften erfüllt waren oder 
entstanden sind. Die Aufhebung von Besatzungsrecht lässt Verweisungen hierauf unberührt. 

 

 
Schlussfolgerung 
 
Alle Rechte und Pflichten aus Entscheidungen und Maßnahmen, die die Besatzungsmächte getrof-
fen haben oder treffen werden, sind und bleiben ohne Einschränkungen in Kraft. Das Besatzungs-
recht gilt demnach fort und ist Bestandteil des deutschen Rechts. 
Eine uneingeschränkte Souveränität des BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND setzt eine Korrektur dieser 
Rechtslage voraus. Dies ist nur durch einen Friedensvertrag mit allen ehemaligen Kriegsparteien 
möglich.   
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